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„Wer im Netz ist, nimmt am 

derzeit größten Experiment 

des 21. Jahrhunderts teil.“

Friedrich Kittler, Medientheoretiker

Allgemeine 

Grundlagen des 

Datenschutzrechtes
 



Die Geburtsstunde des deutschen 
Datenschutzes

„Wer nicht überschauen kann, welche Informationen zu seiner 
Person in seinem sozialen Umwelt bekannt sind kann in seiner 
Freiheit wesentlich gehemmt werden, frei zu planen oder zu 
entscheiden.“ BVerfG 

· Urteil vom 15. Dezember 1983 · Az. 1 BvR 209/83 
(Volkszählungsurteil)

-> Recht auf informationelle Selbstbestimmung aus Art. 2 
Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG

Sebastian Schmidt | Landesbeauftragter



EU-Grundrechte-Charta

Rechtskraft erlangt am 1. Dezember 2009 mit dem Vertrag von Lissabon. 

Artikel 8 

(Schutz personenbezogener Daten)

(1) Jede Person hat das Recht auf Schutz der sie betreffenden personenbezogenen 
Daten. 

(2) Diese Daten dürfen nur nach Treu und Glauben für festgelegte Zwecke und mit 
Einwilligung der betroffenen Person oder auf einer sonstigen gesetzlich geregelten 
legitimen Grundlage verarbeitet werden. Jede Person hat das Recht, Auskunft über 
die sie betreffenden erhobenen Daten zu erhalten und die Berichtigung der Daten 
zu erwirken. 

(3) Die Einhaltung dieser Vorschriften wird von einer unabhängigen Stelle 
überwacht. 
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Landesverfassung M-V

Am 23. Mai 1993 vorläufig in Kraft getreten.

Artikel 6

(Datenschutz, Informationsrechte)

(1) Jeder hat das Recht auf Schutz seiner personenbezogenen Daten. Dieses Recht 
findet seine Grenzen in den Rechten Dritter und in den überwiegenden Interessen 
der Allgemeinheit.

(2) Jeder hat das Recht auf Auskunft über ihn betreffende Daten, soweit nicht 
Bundesrecht, rechtlich geschützte Interessen Dritter oder überwiegende Interessen 
der Allgemeinheit entgegenstehen.

(3) Jeder hat das Recht auf Zugang zu Informationen über die Umwelt, die bei der 
öffentlichen Verwaltung vorhanden sind.

(4) Das Nähere regelt das Gesetz.
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„Wer im Netz ist, nimmt am 

derzeit größten Experiment 

des 21. Jahrhunderts teil.“

Friedrich Kittler, Medientheoretiker

Datenschutzrechtliche 

Grundlagen bei Gericht
 



Fall 1

„Der abhandengekommene USB-Stick“
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Fragestellungen:

•DS-GVO für Gerichte?

•Justizielle Tätigkeit?

•DS-GVO oder JI-Richtlinie?

Sebastian Schmidt | Landesbeauftragter



„Wer im Netz ist, nimmt am 

derzeit größten Experiment 

des 21. Jahrhunderts teil.“

Friedrich Kittler, Medientheoretiker

DS-GVO für 

Gerichte?
 



Sachlicher Anwendungsbereich

Artikel 2 DS-GVO

(1) Diese Verordnung gilt für die ganz oder teilweise automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten 
sowie für die nichtautomatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten, die in einem Dateisystem 
gespeichert sind oder gespeichert werden sollen.

(2) Diese Verordnung findet keine Anwendung auf die Verarbeitung personenbezogener Daten

 a) im Rahmen einer Tätigkeit, die nicht in den Anwendungsbereich des Unionsrechts fällt,

 b) durch die Mitgliedstaaten im Rahmen von Tätigkeiten, die in den Anwendungsbereich von      
Titel V Kapitel 2 EUV fallen,

 c) durch natürliche Personen zur Ausübung ausschließlich persönlicher oder familiärer          
Tätigkeiten,

 d) durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder     
Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung, einschließlich des Schutzes vor und      
der Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit.

(3) …

Ergebnis: Gerichte (+)
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Unmittelbare Geltung

Nachsatz zu Art. 99 DS-GVO (Inkrafttreten und Anwendung):

„Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt 
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.“

• die DS-GVO ist eine Regelung mit unmittelbarer innerstaatlicher Geltung -
> sog. „Durchgriffswirkung“

• ersetzt nationales Datenschutzrecht, führt grds. zur Unanwendbarkeit 
entgegenstehender nationaler Regelungen (Pflicht zur loyalen 
Zusammenarbeit)
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Zwischenergebnis

Die DS-GVO gilt auch für Gerichte.

Sebastian Schmidt | Landesbeauftragter



„Wer im Netz ist, nimmt am 

derzeit größten Experiment 

des 21. Jahrhunderts teil.“

Friedrich Kittler, Medientheoretiker

Justizielle Tätigkeit
 



Justizielle Tätigkeit

Art. 51 DS-GVO

Aufsichtsbehörde

(1) Jeder Mitgliedstaat sieht vor, dass eine oder mehrere unabhängige Behörden für die Überwachung der Anwendung dieser 

Verordnung zuständig sind, damit die Grundrechte und Grundfreiheiten natürlicher Personen bei der Verarbeitung geschützt 

werden und der freie Verkehr personenbezogener Daten in der Union erleichtert wird (im Folgenden "Aufsichtsbehörde").

(2) …

Art. 55 DS-GVO

Zuständigkeit

(1) Jede Aufsichtsbehörde ist für die Erfüllung der Aufgaben und die Ausübung der Befugnisse, die ihr mit dieser Verordnung 

übertragen wurden, im Hoheitsgebiet ihres eigenen Mitgliedstaats zuständig.

(2) Erfolgt die Verarbeitung durch Behörden oder private Stellen auf der Grundlage von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c oder e, so ist 

die Aufsichtsbehörde des betroffenen Mitgliedstaats zuständig. In diesem Fall findet Artikel 56 keine Anwendung.

(3) Die Aufsichtsbehörden sind nicht zuständig für die Aufsicht über die von Gerichten im Rahmen ihrer justiziellen 

Tätigkeit vorgenommenen Verarbeitungen.
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Justizielle Tätigkeit

• Ausfluss der richterlichen Unabhängigkeit

• Weit auszulegen, d.h. neben Fallentscheidung auch das vorbereitende Verfahren und die der 

Durchführung des Verfahrens dienenden Maßnahmen einschließlich der Terminbestimmung, dem 

Ablauf und die Organisation von Sitzungen und der Beweiserhebung

Es muss sichergestellt sein, dass die Gerichte „vor Eingriffen oder Druck von außen geschützt sind, die 

die Unabhängigkeit des Urteils ihrer Mitglieder gefährden und deren Entscheidung beeinflussen 

können“. – EuGH, Urteil vom 24.3.2022 – C-245/20

❖Die justizielle Tätigkeit muss an sich in Rede stehen; eine bloße Verbindung hierzu genügt nicht!

➢ Eingriff von außen 

➢ Einflusspotenzial – d.h. einflussgefährdeter Kernbereich betroffen
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Zwischenergebnis

Die Verarbeitung von Daten Verfahrensbeteiligter 

durch eine Geschäftsstelle ist keine justizielle 

Tätigkeit.
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„Wer im Netz ist, nimmt am 

derzeit größten Experiment 

des 21. Jahrhunderts teil.“

Friedrich Kittler, Medientheoretiker

DS-GVO oder JI-

Richtlinie
 



Besonderheit Strafgerichte

Artikel 2 DS-GVO

(1) Diese Verordnung gilt für die ganz oder teilweise automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten sowie 

für die nichtautomatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten, die in einem Dateisystem gespeichert sind 

oder gespeichert werden sollen.

(2) Diese Verordnung findet keine Anwendung auf die Verarbeitung personenbezogener Daten

 a) im Rahmen einer Tätigkeit, die nicht in den Anwendungsbereich des Unionsrechts fällt,

 b) durch die Mitgliedstaaten im Rahmen von Tätigkeiten, die in den Anwendungsbereich von      

Titel V Kapitel 2 EUV fallen,

 c) durch natürliche Personen zur Ausübung ausschließlich persönlicher oder familiärer          

Tätigkeiten,

 d) durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder     

Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung, einschließlich des Schutzes vor und          

der Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit.

(3) …
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Gericht als Behörde?

Sebastian Schmidt | Landesbeauftragter

pro contra

➢ Gerichte und andere Justizbehörden ➢ §1 VwVfG

➢ § 45 BDSG ➢ § 45 BDSG -Begründung

➢ Art. 13 Abs. 3 lit. a JI-RL ➢ EG 80 JI-RL

➢ Art. 18 JI-RL

➢ Art. 45 Abs. 2 Satz 1 JI-RL



Verfolgung von Straftaten?

• Allgemeines Sprachempfinden (+)

• Verfolgung nur bis Anklageerhebung?

• Englische und Französische Fassung?

• Was ist mit Ermittlungs- oder Vollstreckungsrichtern?

Wortlaut nicht eindeutig!
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Frage nach Sinn und Zweck

• Autonome Auslegung des Unionsrechts
➢Höheres Gewicht der teleologischen Auslegung

• Gegenüberstellung DS-GVO und JI-Richtlinie 

• Betroffenenrechte bei JI-Richtlinie eingeschränkt
➢Auch im strafrechtlichen Hauptverfahren relevant

➢Art. 23 Absatz 1 lit. d, f DS-GVO keine Option
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Zwischenergebnis

Strafgerichte sind zuständige Behörden i.S.v. Art 2 Abs. 2 

lit. d DS-GVO und nehmen Aufgaben der Strafverfolgung 

wahr. Für die gelten JI-Richtlinie und der III. Teil des 

BDSG. 
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„Wer im Netz ist, nimmt am 

derzeit größten Experiment 

des 21. Jahrhunderts teil.“

Friedrich Kittler, Medientheoretiker

Datenschutz im 

Gerichtsprozess
 



Fall 2 

„Die ungeschwärzten Akten“ – Teil 1
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Rechtmäßigkeit der Verarbeitung

Art. 6

(1) Die Verarbeitung ist nur rechtmäßig, wenn mindestens eine der nachstehenden Bedingungen erfüllt ist:

 a)… 

 e) die Verarbeitung ist für die Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich, die im öffentlichen Interesse liegt oder 

in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde;

 f) …

(2) …

§ 86 VwGO

Untersuchungsgrundsatz; Aufklärungspflicht; vorbereitende Schriftsätze

(1) Das Gericht erforscht den Sachverhalt von Amts wegen; die Beteiligten sind dabei heranzuziehen. Es ist an das Vorbringen und 

an die Beweisanträge der Beteiligten nicht gebunden.

(2) …

§ 96 VwGO

Beweiserhebung

(1) Das Gericht erhebt Beweis in der mündlichen Verhandlung. Es kann insbesondere Augenschein einnehmen, Zeugen, 

Sachverständige und Beteiligte vernehmen und Urkunden heranziehen.

(2) …

i.V.m. Beweisbeschluss 
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Datenschutzgrundsätze

• Rechtmäßigkeit, Verarbeitung nach Treu und Glauben, 

Transparenz

• Zweckbindung

• Datenminimierung

• Richtigkeit

• Speicherbegrenzung

• Integrität und Vertraulichkeit

• Rechenschaftspflicht

Sebastian Schmidt | Landesbeauftragter



VwGO vs. DS-GVO

„Vielmehr spricht Überwiegendes dafür, dass dieser 
datenschutzrechtliche Grundsatz bei der Frage, ob behördliche 
Vorgänge iRe gerichtlichen Verfahrens, trotz einer 
entsprechenden gerichtlichen Aufforderung (teilweise) 
zurückgehalten, geschwärzt oder pseudonymisiert werden 
können, hinter der Regelung des § 99 VwGO zurücktritt. Letztere 
Regelung ist für verwaltungsgerichtliche Verfahren wohl 
spezieller.“ - VG Hannover, Urteil vom 20.2.2023 – VG 10 A 
1101/22; rechtskräftig  

• VwGO lex specialis zu DS-GVO? 
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Öffnungsklausel

Art. 23 DS-GVO Beschränkungen

(1) Durch Rechtsvorschriften der Union oder der Mitgliedstaaten, denen der Verantwortliche oder 

der Auftragsverarbeiter unterliegt, können die Pflichten und Rechte gemäß den Artikeln 12 bis 

22 und Artikel 34 sowie Artikel 5, insofern dessen Bestimmungen den in den Artikeln 12 bis 22 

vorgesehenen Rechten und Pflichten entsprechen, im Wege von Gesetzgebungsmaßnahmen 

beschränkt werden, sofern eine solche Beschränkung den Wesensgehalt der Grundrechte und 

Grundfreiheiten achtet und in einer demokratischen Gesellschaft eine notwendige und 

verhältnismäßige Maßnahme darstellt, die Folgendes sicherstellt:

 a) die nationale Sicherheit;

 b) …

        

Keine Öffnungsklausel – kein lex specialis!

Sebastian Schmidt | Landesbeauftragter



Datenminimierung

• EuGH, Urteil vom 2.3.2023 – C-268/21 (Datenminimierung auch bei der 

Beweiserhebung)
➢Art. 6 Abs. 3 und 4 DS-GVO bei Vorlage von Beweismitteln im Zivilprozess relevant

➢Art. 5 Abs. 1 lit. c (Datenminimierung) ist bei der Beweiserhebung zu berücksichtigen

• BGH, Urteil vom 15.5.2018 – VI ZR 233/17 (Beweisverwertungsverbot 

Dashcams)
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Geheimhaltung

§ 99 VwGO

1) Behörden sind zur Vorlage von Urkunden oder Akten, zur Übermittlung elektronischer Dokumente 

und zu Auskünften verpflichtet. Führen Behörden die Akten elektronisch, sind diese als digital 

durchsuchbare Dokumente vorzulegen, soweit dies technisch möglich ist. Wenn das Bekanntwerden 

des Inhalts dieser Urkunden, Akten, elektronischen Dokumente oder dieser Auskünfte dem Wohl des 

Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten würde oder wenn die Vorgänge nach einem Gesetz oder 

ihrem Wesen nach geheim gehalten werden müssen, kann die zuständige oberste 

Aufsichtsbehörde die Vorlage von Urkunden oder Akten, die Übermittlung der elektronischen 

Dokumente und die Erteilung der Auskünfte verweigern.

(2) …

• Abwägung mit Art. 19 Absatz 4 GG

Sebastian Schmidt | Landesbeauftragter



Datenschutzverstoß des VG

•Überhaupt Akten erforderlich?

•Wenn ja, alle Akten?

Sebastian Schmidt | Landesbeauftragter



Zwischenergebnis

Das Gericht hat gegen den Grundsatz der Datenminimierung verstoßen. Es 

hat mehr Daten verarbeitet, als es zum Zwecke der Entscheidungsfindung 

benötigt hätte. 

Sebastian Schmidt | Landesbeauftragter



Andere Beispiele

• Zweckbindung
➢ KI-Training

➢ Akteneinsicht für andere Zwecke

• Richtigkeit
➢ Meldung an Polizei über Verfahrenseinstellungen

➢ Angaben in Registern und Dateien

• Speicherbegrenzung
➢ Aktenkopie zu Ausbildungszwecken

• Integrität und Vertraulichkeit
➢ Der „verschollene USB-Stick“

➢ Umgang mit Patientenakten

• Rechenschaftspflicht
➢ VVT

➢ Datenschutzkonzept

➢ Dokumentierte TOM´s

Sebastian Schmidt | Landesbeauftragter



„Wer im Netz ist, nimmt am 

derzeit größten Experiment 

des 21. Jahrhunderts teil.“

Friedrich Kittler, Medientheoretiker

Datenschutzaufsicht 

bei Gericht



Fall 2 

„Die ungeschwärzten Akten“ – Teil 2
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Übersicht

Sebastian Schmidt | Landesbeauftragter

Gericht

Nicht justizielle Tätigkeit Justizielle Tätigkeit

DS-GVO DS-GVO JI-RL

Datenschutzaufsichtsbehörde ???



Rahmen für DS-Gewährleistung

         DSB   Aufsichtsbehörde 

Sebastian Schmidt | Landesbeauftragter

Intern Extern Gericht



Datenschutzbeauftragter

Art. 37

Benennung eines Datenschutzbeauftragten

(1) Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter benennen auf jeden Fall einen 

Datenschutzbeauftragten, wenn

 a) die Verarbeitung von einer Behörde oder öffentlichen Stelle durchgeführt wird, mit 

Ausnahme von Gerichten, soweit sie im Rahmen ihrer justiziellen Tätigkeit 

handeln,

 b) …

Daraus folgt: Keine gesetzlichen Regelungen zur Gewährleistung des internen 
Datenschutzes bei Gericht!

Frage: Datenschutzbeauftragter des Gerichts für beide Bereiche?

Sebastian Schmidt | Landesbeauftragter



Wer ist Verantwortlicher?

"Verantwortlicher" die natürliche oder juristische Person, Behörde, 

Einrichtung oder andere Stelle, die allein oder gemeinsam mit anderen über 

die Zwecke und Mittel der Verarbeitung von personenbezogenen Daten 

entscheidet; sind die Zwecke und Mittel dieser Verarbeitung durch das 

Unionsrecht oder das Recht der Mitgliedstaaten vorgegeben, so kann der 

Verantwortliche beziehungsweise können die bestimmten Kriterien seiner 

Benennung nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten 

vorgesehen werden; (Art. 4 Nr. 7 DS-GVO)

Für Gerichte nicht ganz geklärt!

Sebastian Schmidt | Landesbeauftragter



Besondere Stellen

Erwägungsgrund 20

Diese Verordnung gilt zwar unter anderem für die Tätigkeiten der Gerichte und anderer 

Justizbehörden, doch könnte im Unionsrecht oder im Recht der Mitgliedstaaten festgelegt 

werden, wie die Verarbeitungsvorgänge und Verarbeitungsverfahren bei der Verarbeitung 

personenbezogener Daten durch Gerichte und andere Justizbehörden im Einzelnen auszusehen 

haben. Damit die Unabhängigkeit der Justiz bei der Ausübung ihrer gerichtlichen Aufgaben 

einschließlich ihrer Beschlussfassung unangetastet bleibt, sollten die Aufsichtsbehörden nicht für 

die Verarbeitung personenbezogener Daten durch Gerichte im Rahmen ihrer justiziellen Tätigkeit 

zuständig sein. Mit der Aufsicht über diese Datenverarbeitungsvorgänge sollten besondere 

Stellen im Justizsystem des Mitgliedstaats betraut werden können, die insbesondere die 

Einhaltung der Vorschriften dieser Verordnung sicherstellen, Richter und Staatsanwälte besser für 

ihre Pflichten aus dieser Verordnung sensibilisieren und Beschwerden in Bezug auf derartige 

Datenverarbeitungsvorgänge bearbeiten sollten.

Sebastian Schmidt | Landesbeauftragter



Entscheidungsinzidente Kontrolle

Von Justizministerien favorisiert

• Kontrolle durch Instanzgerichte ausreichend

• Keine Doppelstrukturen

Aber:

• Sensibilisierungsfunktion?

• Expertise?

• Fehlender Wille?

• Prozessrecht?

Sebastian Schmidt | Landesbeauftragter



Einer für Alle(s)

Datenschutzbeauftragter, Datenschutzverantwortlicher und 

Datenschutzaufsicht in Personalunion?

• Rechtswegverkürzung?

• Fehlende Unabhängigkeit?
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Gerichtliche Kontrolle

Art. 78

Recht auf wirksamen gerichtlichen Rechtsbehelf gegen eine Aufsichtsbehörde

(1) Jede natürliche oder juristische Person hat unbeschadet eines anderweitigen 

verwaltungsrechtlichen oder außergerichtlichen Rechtsbehelfs das Recht auf einen wirksamen 

gerichtlichen Rechtsbehelf gegen einen sie betreffenden rechtsverbindlichen Beschluss einer 

Aufsichtsbehörde.

(2) Jede betroffene Person hat unbeschadet eines anderweitigen verwaltungsrechtlichen oder 

außergerichtlichen Rechtbehelfs das Recht auf einen wirksamen gerichtlichen Rechtsbehelf, wenn 

die nach den Artikeln 55 und 56 zuständige Aufsichtsbehörde sich nicht mit einer Beschwerde 

befasst oder die betroffene Person nicht innerhalb von drei Monaten über den Stand oder das 

Ergebnis der gemäß Artikel 77 erhobenen Beschwerde in Kenntnis gesetzt hat.

(3) …

Sebastian Schmidt | Landesbeauftragter



Zwischenergebnis

Im Bereich der justiziellen Tätigkeit ist 
eine Datenschutzaufsicht, die mit der 
Tätigkeit der Aufsichtsbehörden 
vergleichbar wäre, gesetzlich nicht 
gesichert. 

Sebastian Schmidt | Landesbeauftragter



Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit!

Sebastian Schmidt
Der Landesbeauftragte für Datenschutz und

Informationsfreiheit Mecklenburg-Vorpommern

12. November 2025
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